
Am vergangenen Mittwoch abend  erreichte der
weltweite Friedensmarschbewegung Budapest.
Beim Gödör Club trafen weitere Organisationen auf
die Mitglieder des Friedensmarschs. Gemeinsam zo-
gen sie bis zum Clark Ádám tér, wo Reden gehalten
wurden. Der Friedensmarsch startete am 2. Oktober
2009 und soll bis zum 2. Januar 2010 fortdauern.
Insgesamt führt die Strecke der Friedensbewegung
durch 88 Länder.

AAmm  vveerrggaannggeenneenn  MMiittttwwoocchh  uunntteerr--
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ddiiee  EEnnttsscchheeiidduunngg  ddeerr  OORRTTTT--DDeellee--
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nneenn  RRüücckkttrriitttt  eerrkklläärrtt  hhaattttee..

BBereits in der vorvergangenen
Woche entschied der ORTT, die

beiden einzigen landesweiten Fre-
quenzen für private Rundfunksen-
der an die Unternehmen FM 1 und
Advenio zu vergeben (die BZ be-
richtete). Zuvor waren zwölf Jahre
lang die äußerst beliebten Unter-
haltungssender Danubius und Sláger
Rádió auf diesen Wellen zu hören
gewesen. Ab dem 19. November ist
damit Schluss.

Die Entscheidung ist insofern

problematisch, als dass die beiden
Sieger, die eindeutig den zwei gro-
ßen Parteien MSZP und Fidesz zu-
zuordnen sind, nach Ansicht der
ORTT-Experten völlig unrealistische
Finanzierungspläne vorgelegt ha-
ben. So wollen beide bis zu 55 Pro-
zent ihrer Einnahmen als Konzessi-
on bezahlen, was in der Medien-
branche gänzlich unüblich ist.
Private Fernsehsender bezahlen et-
wa 5 Prozent, die beiden unterlege-
nen Radiosender hatten rund 15
Prozent ihrer Einnahmen dafür auf-
gewendet; der Rest der Mindest-
gebühr für die Konzession in Höhe
von jährlich 350 Millionen Forint
war als Festbetrag eingezahlt wor-
den. Im Normalfall müssten die bei-
den neuen Sender auf Grund der
hohen Prozentquoten Milliardenbe-
träge zahlen, was sie durch einen
branchenüblichen Trick umgehen
können: Die gesamte Marketing-
tätigkeit wird über externe Firmen
abgewickelt, die einen Großteil der
Anzeigenverkäufe für sich behalten.
Damit werden die effektiven Ein-

nahmen der Sender selbst mini-
miert. Fachleute halten es für einen
Fehler des ORTT, diese so genannte
„sales house“-Konstruktion in den
Ausschreibungsunterlagen nicht
ausdrücklich untersagt zu haben.

UUnngglleeiicchhee  CChhaanncceenn

Nicht, dass die Ausschreibung die
Bewerber besonders gestört hätte:
Obwohl es beispielsweise eigentlich
Bedingung gewesen wäre, andere
Beteiligungen an Radiosendern ab-
zugeben, sah Advenio keinen Anlass
zu erklären, im Falle des Sieges seine
Anteile an dem Budapester Sender
Lánchíd Rádió aufzugeben. Dennoch
wurde die Bewerbung des Fidesz-na-
hen Unternehmens vom Landesrat
durchgewinkt. Ob FM 1 seine Betei-
ligung am populären Budapester
Sender Radiocafé abgibt, stand bei
Redaktionsschluss ebenfalls noch
nicht fest. Auf der anderen Seite
wurde  der Wettbewerber Zene Rádió
ausgeschlossen – mit der Begrün-
dung, seine Bewerbung sei wirt-

schaftlich nicht haltbar, da der Sender
55 Prozent seiner Einnahmen als Kon-
zessionsgebühr abführen wollte. Bei
den beiden parteinahen Bewerbern
schien dasselbe nicht zu stören.

MMiitt  ddeemm  HHoollzzhhaammmmeerr

Alles in allem hat also eine infor-
melle große Koalition aus MSZP
und Fidesz sich selbst einige Vorpos-
ten auf einem bislang weitgehend
politikfreien Segment des Medien-
marktes gesichert. Der MSZP-nahe
Sender wird auf den Namen Neo
FM, der Fidesz-nahe auf den Namen
Klassz FM hören. Beide werden be-
liebte Moderatoren der unterlegenen
Sender Danubius und Sláger Rádió
übernehmen und auf diese Weise ei-
ne Kontinuität vortäuschen, die es
aber nicht gibt. Fakt ist: Zwei sehr
mainstreamige, aber immerhin poli-
tisch nicht einzuordnende Medien
werden ab dem 19. November zwei
Parteigebundenen Platz machen.

Allerdings will man sich bei den
Unterlegenen nicht so schnell ge-

schlagen geben. Zene Rádió kün-
digte bereits an, vor Gericht zu ge-
hen, ebenso wie die beiden ausge-
booteten Sender. Immerhin stehen
auch bei ihnen mächtige Eigen-
tümer im Hintergrund. Sláger Rá-
dió gehört einem Nasdaq-notierten
US-amerikanischen Konzern, Da-
nubius wird gar von der EBRD ge-
halten. Kein Wunder also, dass Insi-
derinformationen zu Folge in den
Wochen vor der ORTT-Entschei-
dung Medienpolitiker von MSZP
und Fidesz den Eigentümern „emp-
fahlen“, die Sender in das Eigentum
ungarischer Unternehmen zu ge-
ben. Auf diese Weise hätten sie ihre
Frequenzen behalten können und
wären wohl früher oder später auf
diesem Wege unter politischen Ein-
fluss geraten. Die EBRD und die
Amerikaner erwiesen sich jedoch als
unbestechlich, so dass die Großpar-
teien sich ihren Einfluss im privaten
Radiobereich – einem wichtigen
Medium im nahenden Wahlkampf –
mit dem Holzhammer sichern
mussten. GGKK

2  BUDAPESTER ZEITUNG ZZEEIITTGGEESSCCHHEEHHEENN 9. - 15. NOVEMBER 2009 • NR. 46

� Suez erreicht vor Gericht Sper-

rung von Datenbanken. Mit sofortiger

Wirkung erreichte die französische Fir-

ma Suez, die die Geschäfte der Pécser

Wasserwerke bis zur Aussperrung aus

dem Firmensitz durch die Stadt Pécs

geführt hatte, dass das städtische

Unternehmen Tettye Forrásház Zrt, das

die Wasserwerke seit kurzem betreibt,

weder Geschäftsgeheimnisse noch

Software und Datenbanken der Suez

nützen darf. Damit bestätigte das

Gericht nach Ansicht der Suez, dass die

Tettye Forrásház Zrt. die Wasservertei-

lungssysteme widerrechtlich nutze. Das

Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

� Szombathelyer Krankenhaus will

ungarischen Staat verklagen. Nach-

dem der Klage der Beschäftigten des

Markusovszky-Krankenhauses Szom-

bathely (Westungarn) auf volle Be-

zahlung des Bereitschaftsdiensts statt-

gegeben wurde, will nun das Kranken-

haus den ungarischen Staat verklagen.

Der Leiter des Krankenhauses, László

Lakner sagte, dass sein Krankenhaus

gemäß den geltenden Gesetzen

gehandelt und folglich den Bereit-

schaftsdienst nur zum Teil als volle

Arbeitszeit berechnet habe. Seiner

Ansicht nach liegt das Vergehen beim

Staat, der es seit zwei Jahren versäumt

hat, das ungarische Recht an das EU-

Recht anzupassen. Das Krankenhaus

überlegt nun, den ausbezahlten Lohn

vom Staat zurückzufordern.

� Drogenkonsum geht leicht

zurück. Laut einer am vergangenen

Donnerstag vorgestellten Studie über

das Jahr 2007 geht der Drogenkonsum

in der Europäischen Union und auch in

Ungarn leicht zurück. Ungarn gehört in-

sgesamt zu den drei Ländern mit dem

geringsten illegalen Drogenkonsum in

der EU, allerdings erreicht Ungarn bei

dem Konsum von synthetischen Dro-

gen, wie Amphetamin oder Ecstasy

das europäische Mittelfeld.

GGrrooßßppaarrtteeiieenn  ssiicchheerrnn  ssiicchh  FFrreeqquueennzzeenn
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Fortsetzung von Seite 1

Virologe György Berecsi macht außerdem
auf den volkswirtschaftlichen Aspekt auf-
merksam: „Wir rechnen mit 3 Millionen
Erkrankungen. Das ist ein Drittel der ungari-
schen Gesellschaft. Wer soll denn für die öf-
fentliche Sicherheit sorgen, wer soll die
Patienten versorgen und die Kunden bedie-
nen, wenn alle krank sind?“  Einen Hoff-
nungsschimmer gibt es jedenfalls: Laut
Kornélia Molnár von der Staatlichen Dienst-
stelle für Gesundheitswesen (ÁNTSZ) ist die
Zahl der Erkrankungen zurückgegangen.
Der schlimmste Stand könnte Mitte Dezem-
ber erreicht sein. Bis dahin sollten optimaler
Weise 60 Prozent der Bevölkerung die Imp-
fung bekommen haben. Laut Ferenc Falus,
dem Obersten Amtsarzt, sind es bis jetzt je-
doch nur 3 Prozent.

Allerdings sollte eines klar sein: Die
Impfung schützt nicht unbedingt vor der
Erkrankung. Durch sie wird nur der
Krankheitsverlauf, der sich im Normalfall

kaum von einer saisonalen Grippe unter-
scheidet, erleichtert.  Die Ärzte hoben ho-
hes Fieber, Schnupfen und Halsschmerzen
als Symptome hervor. Unter dem Schutz
des Vakzins werde das Fieber nicht so weit
in die Höhe schießen, stellte Berecsi klar. 

Ungarn wird von einer einzigen Firma,
dem Pharmaunternehmen Omninvest, mit
einem speziellen, von der EU nicht geprüf-
ten Serum, versorgt. Insgesamt 4 plus 2
Millionen Portionen Impfstoff sollen der
ungarischen Gesellschaft zur Verfügung
gestellt werden. Anfangs sollten die Apo-
theken nur die bestellte Menge bekommen,
laut Verordnung des Gesundheitsministe-
riums haben alle Apotheken seit der ver-
gangenen Woche  eine bestimmte Start-
menge an Impfstoffen erhalten, damit sie
dem Bedarf der Bürger nachkommen kön-
nen. Trotzdem stockt die Versorgung. Die
Auslieferung kann nur mit speziellen Kühl-
fahrzeugen erfolgen, von denen aber nicht
genug zur Verfügung stehen. Das Firstmed
Center, das vor allem auf die Behandlung

von ausländischen Patienten spezialisiert
ist, löst das Problem mit Wartelisten. „Wir
nehmen telefonische und schriftliche An-
fragen entgegen, setzen die Patienten auf
eine Warteliste und bestellen dann den
Impfstoff “, erklärt Andrea Zs. Tóth. Etli-
che seien bereits geimpft worden, eine
neue Lieferung werde am Montag ankom-
men. Wenn der Impfstoff ausgeht, werde
aber anhand der neuen Anfragen eine neue
Bestellung abgegeben. Bisher seien die
Wartelisten nicht unerträglich lang, man
müsse mit ein paar Tagen bis einigen
Wochen Wartezeiten rechnen, führt die
Marketingleiterin weiter aus. 

Die Führungsriege der Regierung hat-
te es etwas leichter und wurde vor aller
Öffentlichkeit in der vergangenen Wo-
che geimpft. Auch Premier Gordon
Bajnai wurde am Dienstag im Beisein
von Pressevertretern die Spritze gesetzt.
Ob er allerdings für die Gesellschaft als
gutes Beispiel gilt, bezweifelt er selbst:
Hinge die Beliebtheit des Impfstoffes
von seinem Popularitätsindex ab, wäre
das „ein großes Problem“, sagte er vor
der Presse. 

ÁÁGGNNEESS LLUUKKÁÁCCSS

WWaass  ttuunn  ggeeggeenn  HH11NN11??

EExxppeerrtteenn  rraatteenn  zzuurr  IImmppffuunngg
WWeellttwweeiitteerr  FFrriieeddeenn
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